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1. Einleitung 

Eines der „Sorgenkinder des Bilanzrechts“1 sind selbst geschaffene immateri-
elle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens. Bedingt durch ihre Un-
körperlichkeit, die regelmäßig nicht eindeutig zurechenbaren Herstellungs-
kosten und die Unsicherheit bezüglich ihrer künftigen Nutzungsdauer kann 
ihnen nur schwer ein objektiver Wert beigemessen werden.2  

Werden selbst geschaffene immaterielle Vermögensgegenstände des An-
lagevermögens aktiviert, resultiert daraus im Jahr der Aktivierung eine Neut-
ralisation der Aufwendungen. Sie werden dann erst im Laufe des Abschrei-
bungszeitraums bzw. beim Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen auf-
wandswirksam. Auf Grund des nur schwer beizumessenden Werts führt die 
Aktivierung zu einem mit hoher Unsicherheit behafteten Gewinn.  

Die Aktivierung von selbst geschaffenen immateriellen Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens ist in der Steuerbilanz auf Grund des Aktivierungs-
verbots gem. § 5 Abs. 2 EStG untersagt. Damit im Zusammenhang stehende 
Aufwendungen sind stattdessen als Betriebsausgabe gem. § 4 Abs. 4 EStG 
abzugsfähig. In der Handelsbilanz ist seit dem Bilanzrechtsmodernisie-
rungsgesetz (BilMoG) hingegen unter bestimmten Voraussetzungen eine Ak-
tivierung von Entwicklungskosten möglich (§§ 248 Abs. 2, 255 Abs. 2a 
HGB).3 Bei Kapitalgesellschaften ist dann eine Ausschüttungs- bzw. Abfüh-
rungssperre zu beachten (§ 268 Abs. 8 HGB, § 301 S. 1 AktG). Deren Höhe 
bemisst sich nach den Buchwerten der aktivierten immateriellen Vermögens-
gegenstände abzüglich der darauf gebildeten passiven latenten Steuern.4 Ein 
Aktivierungsverbot gilt weiterhin (neben Forschungskosten) für selbst ge-
schaffene Marken, Drucktitel, Verlagsrechte, Kundenlisten und vergleichbare 
immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens (§ 248 Abs. 2 
S. 2 HGB). Ergebnisse von empirischen Studien zur Ausübung des Wahlrechts 
zeigen, dass häufig auf eine Aktivierung verzichtet wird.5 

Zentrale Maßgaben der Aktivierung von selbst geschaffenen immateriellen 
Vermögensgegenständen bzw. Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens sind 
die Objektivierbarkeit und der Gläubigerschutz. Bis zum BilMoG wurde 
beides durch ein Aktivierungsverbot gewährleistet.6 Dies verhinderte, be-
zogen auf die ansonsten erfolgte Aktivierung, die Ausschüttung und die Be-
steuerung. Seit dem BilMoG wird bei Kapitalgesellschaften eine Ausschüt-
tungssperre angewendet.7 Diese verhindert, wieder bezogen auf die Akti-
vierung, zwar die Ausschüttung, nicht aber die Besteuerung. Bei einem 
Vergleich der beiden Instrumente ist die Ausschüttungssperre aus Sicht der 
Gläubiger somit nachteiliger, da sie keinen steuerbedingten Liquiditätsabfluss 
verhindert. Selbstredend steht der handelsrechtlichen Ausschüttungssperre 

                                            
1  Moxter: Aktivierungspflicht für selbsterstellte immaterielle Anlagewerte?, DB 2008, 

S. 1515. 
2  Vgl. BT-Drucksache 16/10067 vom 30.07.2008, S. 64. 
3  Siehe § 255 Abs. 2a HGB bzgl. Legaldefinitionen von Entwicklung und Forschung. 
4  Vgl. Grottel/F. Huber: § 268, in: Beck’scher Bilanzkommentar, Rn. 68, 72. 
5  Vgl. m.w.N. Herzig: Erfahrungen mit dem BilMoG aus steuerlicher Sicht, DB 2012, 

S. 1346. 
6  Vgl. Velte/Sepetauz: BilMoG: Ansatzwahlrecht für selbst geschaffene immaterielle Anla-

gegüter, BC 2010, S. 349. 
7  Weitere Ausschüttungssperren finden sich in § 253 Abs. 6 S. 2 HGB und in § 268 Abs. 8 

S. 2 und 3 HGB. 
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steuerlich das Aktivierungsverbot des § 5 Abs. 2 EStG gegenüber – 
nicht nur für Kapitalgesellschaften und nicht erst seit dem BilMoG.  

Aus Sicht der Gläubiger ist zu vermuten, dass die Kombination aus han-
delsrechtlicher Ausschüttungssperre und steuerlichem Aktivierungsverbot die 
gleiche Wirkung entfaltet, wie das frühere Aktivierungsverbot. Es ist aber un-
klar, ob diese Norm bei der Abschaffung des Aktivierungsverbots beachtet 
wurde. Außerdem ist offen, ob die Ausschüttungssperre in Kombination mit 
dem steuerlichen Aktivierungsverbot tatsächlich immer die gleiche Wirkung 
wie das frühere Aktivierungsverbot entfaltet.  

Vor diesem Hintergrund ist die Zielsetzung dieses Beitrags die Analyse der 
Beachtung von § 5 Abs. 2 EStG im Rahmen des BilMoG sowie die Analyse 
der heutigen Bedeutung von § 5 Abs. 2 EStG.  

Der Beitrag ist in fünf Kapitel gegliedert. Im Anschluss an die Einleitung in 
diesem Kapitel folgen in Kapitel 2 eine historische Einordnung von § 5 Abs. 2 
EStG und ein kurzer Überblick über § 248 i.V.m. § 268 Abs. 8 HGB. Darauf 
aufbauend wird in Kapitel 3 eine Analyse der Beachtung von § 5 Abs. 2 EStG 
im Rahmen des BilMoG und in Kapitel 4 eine Analyse der heutigen Bedeu-
tung von § 5 Abs. 2 EStG durchgeführt. Kapitel 5 enthält ein Fazit, welches 
die Ausführungen beschließt. 
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2. Historische Einordnung von § 5 Abs. 2 EStG und kurzer Überblick 
über § 248 i.V.m. § 268 Abs. 8 HGB seit dem BilMoG 

Vor dem Jahr 1965 herrschte für etwa 20 Jahre ein Trend zur Aktivierung 
dubioser Bilanzposten (sog. „dynamische Phase“), welcher nicht zuletzt 
vom BFH befördert wurde.8 Beispiele sind die Behandlung von besonderem 
Werbeaufwand als aktiver Rechnungsabgrenzungsposten und von Zahlungen 
für ein Wettbewerbsverbot als immaterielles Wirtschaftsgut.9 

Seit dem Jahr 1965 sind dann vor dem BilMoG drei für die vorliegende 
Themenstellung wichtige Meilensteine zu konstatieren: 

• die Neufassung des Aktiengesetzes im Jahr 1965, 

• die Änderungen des Einkommensteuergesetzes im Jahr 1969 und 

• die Verabschiedung des Bilanzrichtlinien-Gesetzes (BiRiLiG) im Jahr 1985. 

Im Rahmen der Neufassung des Aktiengesetzes im Jahr 1965 kam es 
zur Kodifizierung eines Aktivierungsverbots für selbst geschaffene immateri-
elle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens (§ 153 Abs. 3 AktG a.F.). 
Diese Vorschrift sollte bei Aktiengesellschaften verhindern, dass unsichere 
Posten aktiviert und dass Vermögen und Gewinn der Gesellschaft zu po-
sitiv ausgewiesen werden (einschließlich der Vermeidung von entsprechen-
den Ausschüttungen).10 Die Vorschrift war Ausdruck des Vorsichtsprinzips 
und diente dem Gläubigerschutz. Über die Reichweite dieser Vorschrift be-
stand jedoch keine Einigkeit. Beispielsweise zählte Döllerer das Verbot zu den 
GoB und bezeichnete § 153 Abs. 3 AktG a.F. als deren gesetzlichen Nieder-
schlag.11 Der BFH verneinte hingegen bereits vor der Neufassung des Aktien-
gesetzes im Jahr 1965, dass das Verbot zu den GoB zählte.12 

Eine Klarstellung hinsichtlich der Reichweite von § 153 Abs. 3 AktG a.F. 
sowie zur GoB-Einordnung erfolgte seitens des Gesetzgebers im Jahr 1969 
mit der Einführung von § 5 Abs. 2 EStG (im Rahmen von Änderungen des 
Einkommensteuergesetzes). In der Gesetzesbegründung führte er aus: 

„Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs ist es, diese Rechtsunsi-
cherheit hinsichtlich der beiden steuerrechtlich bedeutsamsten Bi-
lanzierungsvorschriften, nämlich des § 153 Abs. 3 und des § 152 
Abs. 9 AktG, zu beseitigen. Durch eine Änderung der §§ 5 und 6 
EStG soll sichergestellt werden, 1. daß das Aktivierungsverbot des 
§ 153 Abs. 3 AktG, das als Ausdruck der allgemein geltenden 
handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung zu 

                                            
8  Vgl. auch zur dynamischen Phase des BFH bspw. Döllerer: Rechnungslegung nach dem 

neuen Aktiengesetz und ihre Auswirkungen auf das Steuerrecht, BB 1965, S. 1405-
1417. 

9  Vgl. m.w.N. Moxter: Bilanzrechtsprechung, 6. Aufl., Tübingen 2007, S. 19, 79; Vogt: 
Die Maßgeblichkeit des Handelsbilanzrechts für die Steuerbilanz, Düsseldorf 1991, 
S. 116.  

10  Vgl. BT-Drucksache IV/171 vom 03.02.1962, S. 177. 
11  Vgl. Döllerer: Rechnungslegung nach dem neuen Aktiengesetz und ihre Auswirkungen 

auf das Steuerrecht, BB 1965 , S. 1405-1417, s.b.S. 1405, 1408. 
12  Vgl. BFH-Beschluss vom 03.02.1969, Gr. S. 2/68. 
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werten ist, in seinem materiellen Gehalt für alle bilanzierenden 
Gewerbetreibenden auch steuerrechtlich verbindlich ist […].“13 

Dem folgen etwas später in dem Dokument weitere Konkretisierungen: 

„Diese Regelung [§ 5 Satz 1 EStG; d. Verf.] ist im Schrifttum 
überwiegend dahin ausgelegt worden, daß die Frage, ob ein Wirt-
schaftsgut im Rahmen des steuerlichen Betriebsvermögensver-
gleichs anzusetzen ist, allein nach den handelsrechtlichen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung zu beurteilen ist. […] 

Demgegenüber hat der Bundesfinanzhof die Frage der steuerli-
chen Aktivierung und Passivierung einschließlich der Rechnungs-
abgrenzung grundsätzlich aus den §§ 6 und 7 EStG entschieden. 
Er hat dementsprechend in Einzelfällen eine steuerliche Aktivie-
rung auch dann gefordert, wenn eine Aktivierung in der Handels-
bilanz nicht in Betracht kam. Damit besteht die Gefahr, daß Steu-
erbilanz und Handelsbilanz über die Unterschiede hinaus, die sich 
aus dem steuerrechtlichen Bewertungsvorbehalt ergeben, auch 
hinsichtlich der dem Grunde nach anzusetzenden Vermögenswer-
te auseinanderfallen.  

Diese Gefahr ist durch das Inkrafttreten des Aktiengesetzes 1965 
(AktG) verschärft worden […] Diese Vorschriften des AktG gelten 
formell zwar nur für Aktiengesellschaften. Sie sind jedoch als Aus-
druck der – allgemein geltenden – handelsrechtlichen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung zu werten und damit in ihrem ma-
teriellen Gehalt nach § 38 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs für alle 
Kaufleute verbindlich. Nach § 5 EStG gelten sie für alle bilanzie-
renden Gewerbetreibenden und sind darüber hinaus auch für die 
Bilanzierung nach § 4 Abs. 1 EStG maßgebend.  

Die Bundesregierung hält es im Interesse einer Angleichung von 
Steuerbilanz und Handelsbilanz für geboten, daß Bilanzierungs-
vorschriften, die den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung entsprechen, auch steuerrechtlich beachtet 
werden.“14 

Somit wertete der Gesetzgeber § 153 Abs. 3 AktG a.F. als GoB. Folglich 
wäre die Kodifizierung von § 5 Abs. 2 EStG entbehrlich gewesen. Der Ge-
setzgeber wollte aber offensichtlich sicherstellen, dass das Aktivierungsverbot 
auch tatsächlich steuerliche Beachtung findet. Dies darf als Antwort auf 
die bereits erwähnte Rechtsprechung des BFH gewertet werden. 

Im Rahmen des BiRiLiG wurde § 153 Abs. 3 AktG 1985 unverändert in 
§ 248 Abs. 2 HGB a.F. übernommen. Durch die Aufnahme des Aktivie-
rungsverbots in § 248 Abs. 2 HGB a.F. wurde nun auch gesetzlich dessen 
Gültigkeit für alle Kaufleute (nicht nur für Aktiengesellschaften) klargestellt 
und eine Aktivierung war auf Grund der Maßgeblichkeit auch in der Steu-

                                            
13  BT-Drucksache V/3187 vom 26.07.1968, S. 3. § 152 Abs. 9 AktG 1965 regelt den An-

satz von Rechnungsabgrenzungsposten. Aufgrund der Formulierung „dürfen nur aus-
gewiesen werden“ folgern einige Autoren ein Ansatzwahlrecht, andere eine Ansatz-
pflicht; vgl. m.w.N. Berndt: Grundsätze ordnungsmäßiger passiver Rechnungsabgren-
zung, Wiesbaden 1998, S. 152. 

14  BT-Drucksache V/3187 vom 26.07.1968, S. 3-4.  
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erbilanz ausgeschlossen. Spätestens durch diese gesetzliche Klarstellung 
war § 5 Abs. 2 EStG praktisch bedeutungslos.  

Seither gab es in Handels- und Steuerbilanz somit einen gesetzlich klar zu 
erkennenden Gleichklang bezüglich des Ansatzes selbst geschaffener 
immaterieller Anlagegüter.15 Dieses stabile Gefüge wurde durch die Einfüh-
rung des handelsrechtlichen Aktivierungswahlrechts nach § 248 Abs. 2 HGB 
im Rahmen des BilMoG aufgebrochen: Seit dem BilMoG gibt es handels-
rechtlich ein Wahlrecht zur Aktivierung selbst geschaffener immaterieller 
Anlagegüter (konkret der zugehörigen Entwicklungskosten). Wird auf die 
Aktivierung verzichtet, werden die mit deren Entwicklung in Verbindung 
stehenden Aufwendungen in der Handelsbilanz im gleichen Jahr gewinn-
mindernd berücksichtigt. Bei einer Aktivierung wird die Aufwandswir-
kung hingegen in Höhe der aktivierten Entwicklungskosten zunächst 
neutralisiert; zur Aufwandswirkung kommt es später im Wege einer Ab-
schreibung oder spätestens beim Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen. 

Bei der Aktivierung selbst geschaffener immaterieller Anlagegüter müssen 
Kapitalgesellschaften eine Ausschüttungs- bzw. Abführungssperre beach-
ten (§ 268 Abs. 8 HGB, § 301 S. 1 AktG). Diese begrenzt die Ausschüttung 
auf den Buchwert des aktivierten Vermögensgegenstands abzüglich der da-
rauf entfallenen passiven latenten Steuern, d.h also auf den Betrag, der sich 
ohne die Aktivierung der selbst erstellten immateriellen Anlagegüter erge-
ben würde. Mit der Ausschüttungssperre möchte der Gesetzgeber gemäß 
der Gesetzesbegründung dem Vorsichtsprinzip Rechnung tragen und 
Gläubiger schützen.16 

                                            
15  Unter Vernachlässigung von möglichen Unterschieden zwischen dem handelsrechtlichen 

Begriff des Vermögensgegenstands und dem steuerrechtlichen Begriff des Wirtschafts-
guts. Vgl. zu dieser Diskussion bspw. Krumm: § 5 EStG, in: Blümich, Rn. 303-303a. 

16  Vgl. BT-Drucksache 16/10067 vom 30.07.2008, S. 35, 50, 63-64. 
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3. Analyse der Beachtung von § 5 Abs. 2 EStG im Rahmen des BilMoG 

Nach dem Willen des Gesetzgebers soll das Aktivierungswahlrecht in § 248 
Abs. 2 HGB für die Steuerbilanz ohne Folgen bleiben. Zunächst heißt es in 
der Begründung allgemein: „Der Gesetzesentwurf ist grundsätzlich auf Steu-
erneutralität angelegt.“17 Etwas später wird dies konkretisiert: „Aufgrund 
von § 5 Abs. 2 EStG ergeben sich aus der Aufhebung des § 248 Abs. 2 HGB 
keine steuerlichen Konsequenzen.“18  

Eine mögliche Bedeutung von § 5 Abs. 2 EStG für die handelsrechtliche 
Rechnungslegung findet ausweislich der Gesetzesbegründung keine explizi-
te Berücksichtigung. § 5 Abs. 2 EStG wird ohnehin fast keine Beachtung 
geschenkt: Erwähnt wird die Norm zum einen an der im vorherigen Absatz 
erwähnten Stelle. Zum anderen heißt es an späterer Stelle: 

„Mit Hilfe des Wahlrechts unterliegt die Aktivierungsentscheidung 
einer Kosten-Nutzen-Abwägung der betroffenen Unternehmen. 
Eine gleichlaufende Behandlung der bilanziellen Behandlung 
selbst erstellter immaterieller Vermögensgegenstände des Anlage-
vermögens in der Handels- und der Steuerbilanz (Aktivierungsver-
bot nach § 5 Abs. 2 EStG) bleibt den einzelnen Unternehmen 
durch das Wahlrecht weiterhin unbenommen.“19 

Die geringe Beachtung der Norm in der Begründung lässt sich mit der 
früheren praktischen Bedeutungslosigkeit erklären. Und nach der Durch-
sicht der Begründung zum BilMoG drängt sich der Verdacht auf, dass § 5 
Abs. 2 EStG auch weiterhin praktisch bedeutungslos ist.  

Vereinzelt wurde § 5 Abs. 2 EStG zumindest in Veröffentlichungen zum 
BilMoG Beachtung geschenkt.20 Auch bei Herzig (2008) finden sich im Kon-
text des BilMoG Ausführungen zu dieser Norm.21 Nach dessen Ansicht ist die 
angestrebte Neuregelung aus steuerlicher Sicht grundsätzlich ohne Bedeu-
tung, da der Referentenentwurf vom Fortbestand des steuerlichen Aktivie-
rungsverbots in § 5 Abs. 2 EStG ausgeht. Er begrüßt die Beibehaltung des 
Aktivierungsverbots aus steuerlicher Sicht ausdrücklich, da es ein seines Er-
achtens kaum beherrschbares Streitpotenzial vermeidet. Nach seiner An-
sicht ist es daher kein Zufall, dass der Gesetzgeber das steuerliche Aktivie-
rungsverbot für selbst geschaffene immaterielle Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens beibehalten hat. Abschließend sieht er in § 5 Abs. 2 EStG eine 
implizite Forschungsförderung, da nicht nur die Forschungs-, sondern 
auch die Entwicklungskosten mit sofortiger steuerlicher Wirkung als Betriebs-
ausgabe geltend gemacht werden können. 

                                            
17  BT-Drucksache 16/10067 vom 30.07.2008, S. 41. 
18  BT-Drucksache 16/10067 vom 30.07.2008, S. 50. 
19  BT-Drucksache 16/10067 vom 30.07.2008, S. 118. 
20  Z.B. Herzig: Erfahrungen mit dem BilMoG aus steuerlicher Sicht, DB 2012, S. 1346; Phi-

lipps: Rechnungslegung nach BilMoG, Wiesbaden 2010, S. 73; Beyer: Auswirkungen 
des BilMoG auf die Steuerbilanz, BBK 2008, S. 249. Bereits zum Regierungsentwurf zum 
BilMoG Oser/Roß/Wader/Drögemüller: Eckpunkte des Regierungsentwurfs zum Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG), WPg 2008, S. 680. 

21  Vgl. Herzig: Modernisierung des Bilanzrechts und Besteuerung, DB 2008, S. 5. 
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4. Analyse der heutigen Bedeutung von § 5 Abs. 2 EStG 

Für die steuerliche Beurteilung des handelsrechtlichen Aktivierungswahlrechts 
ist der bekannte BFH-Beschluss vom 3. Februar 1969 (GrS 2/68) zu beachten. 
Demnach führt ein handelsrechtliches Aktivierungswahlrecht in der Steuer-
bilanz zu einem Aktivierungsgebot (Aktivierung der als Aufwand erfass-
ten Entwicklungskosten). Der BFH-Beschluss kommt aber bekanntermaßen 
nicht zur Anwendung, da § 5 Abs. 2 EStG im Wege eines Bilanzierungsvor-
behalts eine steuerliche Aktivierung verbietet.  

Dies ist zu begrüßen, da ansonsten ein mit hoher Unsicherheit behaf-
teter Gewinn besteuert würde. Zu begrüßen ist der Verzicht auf die Besteu-
erung auch im Hinblick auf die mannigfaltigen Beschränkungen der Ver-
lustverrechnung. So wird die Gefahr reduziert, dass bei der Unternehmens-
veräußerung oder -liquidation Verluste verbleiben, die keine Wirkung mehr 
entfalten können. 

Im Besonderen ist die Verhinderung einer steuerlichen Aktivierungspflicht 
zu begrüßen, wenn handelsrechtlich keine Aktivierung vorgenommen 
wird: Eine dann in der Steuerbilanz notwendige Aktivierung würde befremd-
lich anmuten – ganz abgesehen von dem für die Bestimmung der Entwick-
lungskosten notwendigen Arbeitsaufwand.  

In der Verhinderung der steuerlichen Aktivierungspflicht ist eine steuerli-
che Wirkung zu sehen. Die Ausführungen in den vorherigen Kapiteln haben 
gezeigt, dass sich diese Wirkung der Gesetzesbegründung zum BilMoG bes-
tenfalls implizit entnehmen lässt. 

 

Bei der Aktivierung selbst geschaffener immaterieller Anlagegüter ist von 
Kapitalgesellschaften, wie bereits erörtert, die Ausschüttungssperre nach 
§ 268 Abs. 8 HGB zu beachten. Diese Ausschüttungssperre berücksichtigt die 
Haftungsbegrenzung bei Kapitalgesellschaften. Sie verhindert den Abfluss 
des zusätzlichen Gewinns an die Anteilseigner. Eine Ausschüttungssperre 
ist zwar nur eingeschränkt wirksam, da die Sperre ihre Wirkung nur bei ge-
ringen Rücklagen entfaltet. Dann ist aber sichergestellt, dass der zusätzliche 
Gewinn nicht ausgeschüttet werden kann. 

§ 5 Abs. 2 EStG verhindert auch hier eine steuerliche Aktivierungs-
pflicht und damit einen Abfluss an den Fiskus. Dies dient der Substanzerhal-
tung und damit den Gläubigern. In seiner Wirkung entspricht die Norm somit 
der handelsrechtlichen Ausschüttungssperre. 

Ohne § 5 Abs. 2 EStG würde mit einer handelsrechtlichen Aktivierung ei-
ne Aktivierung in der Steuerbilanz einhergehen. Es käme zur Besteue-
rung und zum Abfluss liquider Mittel an den Fiskus. Hinsichtlich der Besteue-
rung stünde der Ausschüttungssperre somit kein vergleichbares Instrument 
gegenüber. Hieraus ergäbe sich zu Lasten der Gläubiger eine Ungleichbe-
handlung von Anteilseignern und Fiskus. 

§ 5 Abs. 2 EStG sorgt also bei einer Kapitalgesellschaft bei der Aktivierung 
im Sinne der Teilhaberthese22 für eine Gleichbehandlung von Anteilseignern 
und Fiskus (was zu begrüßen ist). Zusammengenommen entsprechen in die-
                                            
22  Vgl. hierzu bspw. m.w.N. Marx: Teilhaberthese als Leitbild zur Neukonzeption der steu-

errechtlichen Gewinnermittlung nach Inkrafttreten des BilMoG, BB 2011, S. 1003-1006. 



14 

sem Fall die Wirkung der Ausschüttungssperre in Kombination mit § 5 Abs. 2 
EStG denjenigen des früheren Aktivierungsverbots in der Handelsbilanz. Hier-
in ist eine handelsrechtliche Wirkung der steuerlichen Norm zu sehen. 

Die Ausführungen in den vorherigen Kapiteln haben gezeigt, dass sich 
dies der Gesetzesbegründung zum BilMoG nicht einmal implizit entneh-
men lässt. 
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5. Fazit 

§ 5 Abs. 2 EStG, bis zum BilMoG praktisch bedeutungslos, ist aus seinem 
Schattendasein hervorgetreten. 

Unabhängig von der Rechtsform verhindert § 5 Abs. 2 EStG eine steu-
erliche Aktivierungspflicht. Bedeutsam ist dies offenkundig bei einem 
Verzicht auf die Aktivierung der Entwicklungskosten von selbst geschaffe-
nen Vermögensgegenständen in der Handelsbilanz. Bedeutsam ist es letztlich 
aber immer, da das handelsrechtliche Aktivierungswahlrecht nach dem BFH-
Beschluss vom 3. Februar 1969 zu einer Aktivierungspflicht in der Steu-
erbilanz führen würde: Das steuerliche Aktivierungsverbot ist zu begrü-
ßen, da ansonsten ein mit hoher Unsicherheit behafteter handelsrechtlicher 
Gewinn besteuert würde. Angemessen ist dies außerdem vor dem Hinter-
grund der Beschränkungen der Verlustverrechnung. 

Darüber hinaus gibt es auch eine Bedeutung von § 5 Abs. 2 EStG für die 
handelsrechtliche Rechnungslegung: Bei einer handelsrechtlichen Aktivie-
rung dient die Norm bei Kapitalgesellschaften der Substanzerhaltung und 
damit den Gläubigern, da sie die Besteuerung unsicherer Gewinne verhin-
dert. Darüber hinaus stellt § 5 Abs. 2 EStG im Sinne der Teilhaberthese die 
Gleichbehandlung von Gesellschaftern und Fiskus sicher. 

Der Gesetzesbegründung zum BilMoG lässt sich nicht explizit entneh-
men, dass diese Bedeutung beabsichtigt war. Es sei daher an dieser Stelle 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Bedeutung von § 5 Abs. 2 EStG, 
gerade für den handelsrechtlichen Gläubigerschutz, bei zukünftigen Modi-
fikationen dieser Norm berücksichtigt werden muss. 
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